
ausübung des Künstlers genutzte Sachen bezeichnen zu 
wollen wäre ebenfalls eine zu weite Auslegung des 
Gesetzes./22/ Hierunter würde man im Bereich des Ur­
heberschaffens doch in erster Linie die von dem 
Künstler benutzten Werkzeuge und Arbeitsmaterialien 
verstehen.
Vor allem aber sollte die Eigentumsrechtslage hinsicht­
lich der während der Ehe hergestellten Werkstücke 
prinzipiell nicht davon abhängig gemacht werden, ob 
ihr Wert, gemessen am gemeinschaftlichen Eigentum

/22/ Eine solche Auffassung deutet sich bei Seifert (NJ 1967 
S. 73) an, wenn er meint, daß auch Produkte des Handwer­
kers zunächst (d. h. in dem Zeitraum zwischen ihrer Her­
stellung und ihrer Veräußerung) nur seiner beruflichen Tä­
tigkeit dienen, wenn sie nicht zum Gebrauch in der Familie 
hergestellt werden, denn ihre Veräußerung sei die Voraus­
setzung für die Aufrechterhaltung des Betriebes.

der Ehegatten, unverhältnismäßig groß ist oder nicht. 
Dieses Kriterium trägt für seinen Anwendungsbereich 
zweifellos mit dazu bei, die Gleichberechtigung von 
Mann und Frau im ehelichen Vermögensrecht durchzu­
setzen und denjenigen Ehepartner zu sichern, der aus 
eigenen Mitteln kein Eigentum oder Arbeitseinkommen 
erwerben kann./23/ Wollte man es auch auf die Eigen­
tumsrechtsverhältnisse bei über den familiären Bedarf 
des bildenden Künstlers hinaus produzierten Werkstük- 
ken übertragen, so wäre dies gerade ein Musterbeispiel 
unzulässiger Verquickung von familienrechtlichem und 
zivilrechtlichem Vermögensrecht mit den damit geschaf­
fenen Unsicherheitsmomenten und Erschwernissen des 
Rechtsverkehrs, die unbedingt vermieden werden soll­
ten.
723/ Vgl. FGB-Kommentar, 3. Auf!., Anm. 1 zu §13 (S. 72).

Aus der Praxis — für die Praxis

Zur strafrechtlichen Verantwortlichkeit
des Teilnehmers, wenn gegen den Haupttäter
von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit
abgesehen oder kein Strafverfahren durchgeführt wird

i
Der den verfassungsmäßig garantier­
ten Rechten der Bürger entspre­
chende Grundsatz der Präsumtion 
der Nichtschuld wird in der Tätigkeit 
der Rechtspflegeorgane der DDR je­
derzeit und in vollem Umfang be­
achtet. Die Einhaltung der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit und die wirk­
same Bekämpfung der Kriminalität 
gebieten es aber ebenso, auftreten­
den Bestrebungen zur Ausweitung 
dieses Grundsatzes entgegenzutreten. 
Dies soll an folgendem Beispiel aus 
der Praxis verdeutlicht werden:
Kürzlich hatte sich ein Kreisgericht 
mit einer Strafsache zu befassen, in 
der es um die Teilnahmeform der 
Anstiftung (§22 Abs. 2 Ziff. 1 StGB) 
ging. Es hat den Angeklagten, der 
einen anderen zur Begehung einer 
Straftat angestiftet hatte, freige­
sprochen, weil der Haupttäter von 
der Vollendung der bereits begonne­
nen Straftat — völlig unabhängig 
vom Angeklagten — Abstand ge­
nommen hatte. Dem Haupttäter ge­
genüber war gemäß § 21 Abs. 5 StGB 
von Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit abzusehen.
Das Kreisgericht bezog sich bei dem 
Freispruch auf das Urteil des Ober­
sten Gerichts vom 19. August 1970 
— 2 Ust 9/70 — (unveröffentlicht), 
in dem folgender Rechtssatz enthal­
ten war:

„Die Entscheidung, ob ein Ange­
klagter einen anderen zu einer 
begangenen Straftat vorsätzlich 
bestimmt oder ihm dazu Hilfe ge­
leistet hat (§ 22 Abs. 2 Ziff. 1 und 3 
StGB) setzt die Feststellung vor­
aus, daß eine Straftat durch den 
anderen begangen worden ist. Für 
die Klärung und Feststellung die­
ser Vorfrage ist gemäß den in 
Art. 4 Abs. 5 StGB, § 6 Abs. 2 StPO

fixierten grundlegenden Rechts­
prinzipien und -garantien — Ver­
bot nicht rechtskräftig erwiesener 
Schuldbehauptung — dann keine 
rechtliche Grundlage gegeben, 
wenn der andere, der die Haupttat 
begangen haben soll, weder Ange­
klagter des Verfahrens noch in 
einem anderen Verfahren vor 
einem staatlichen Gericht oder in 
einer Beratung vor einem gesell­
schaftlichen Gericht insoweit straf­
rechtlich zur Verantwortung gezo­
gen und seine Haupttäterschaft 
rechtskräftig festgestellt worden 
ist.“

Diese Rechtsauffassung hat das 
Oberste Gericht inzwischen aber 
wieder aufgegeben. Sie führt auch 
— wie das Urteil des Kreisgerichts 
zeigt — dazu, daß Art. 4 Abs. 5 StGB 
und § 6 Abs. 2 StPO in einer vom 
Gesetzgeber nicht gewollten und im 
Gesetzestext nicht ausgedrückten Art 
und Weise ausgeweitet werden. 
Art. 4 StGB besagt, daß niemand als 
schuldig behandelt werden darf, be­
vor nicht s e i n e  Schuld zweifelsfrei 
festgestellt worden ist. Der oben 
zitierte Rechtssatz und das Urteil 
des Kreisgerichts verlangen aber im 
Falle einer Anstiftung oder Beihilfe, 
daß niemand als schuldig behandelt 
werden darf, bevor nicht die Schuld 
e i n e s  a n d e r e n ,  nämlich des 
Haupttäters, rechtskräftig festgestellt 
wurde.
Der entscheidende Mangel dieser 
Rechtsauffassung besteht darin, daß 
sie § 22 Abs. 5 StGB völlig unbe­
achtet läßt. Hier wird ausdrücklich 
hervorgehoben, daß besondere per­
sönliche Umstände, die die straf­
rechtliche Verantwortlichkeit erhö­
hen, vermindern oder ausschließen, 
nur für denjenigen Täter oder Teil­
nehmer gelten, bei dem diese Um­
stände vorliegen.

Nimmt also der Haupttäter — wie 
in der angeführten Strafsache — 
freiwillig und endgültig Abstand von 
der Vollendung der Tat (§ 21 Abs. 5 
StGB) und wird deshalb bei ihm von 
Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit abgesehen, so 
darf dieser Umstand dem Anstifter 
oder Gehilfen, der ja an der Ab­
standnahme des Haupttäters völlig 
unbeteiligt ist, nicht zugute gehalten 
werden. In diesem Fall liegen beim 
Anstifter und beim Gehilfen nicht 
die in § 22 Abs. 5 StGB erfaßten Um­
stände vor.
Auch die praktischen Konsequenzen 
zeigen, daß die Entscheidung des 
Kreisgerichts nicht dem Gesetz ent­
spricht. Das wird z. B. daran deut­
lich, daß auch in denjenigen Fällen 
ein Freispruch erfolgen müßte, in 
denen zwar eindeutig Anstiftung 
oder Beihilfe in bezug auf einen 
jugendlichen Haupttäter vorliegt, bei 
diesem jedoch wegen bereits einge­
leiteter und auch ausreichender Er­
ziehungsmaßnahmen von einer wei­
teren Strafverfolgung abgesehen 
wird (§§67 oder 68 StGB).

Die gleichen Konsequenzen würden 
eintreten, wenn das Gericht nach 
Beiziehung eines psychiatrischen 
Gutachtens über den Haupttäter des­
sen strafrechtliche Verantwortlich­
keit verneinen würde oder wenn das 
gegen den Haupttäter eingeleitete 
Ermittlungsverfahren nach §§ 148 
Abs. 1 Ziff. 2 bis 4, 150 Ziff. 1 bis 4 
oder 152 Ziff. 1 bis 5 StPO vorläufig 
oder endgültig eingestellt würde.
Die falsche Entscheidung des Kreis­
gerichts zeigt, daß die bereits vor 
Monaten aufgegebene Rechtsauffas­
sung des Obersten Gerichts offen­
sichtlich noch weiterwirkt. Die Be­
zirksgerichte sollten deshalb im In­
teresse einer einheitlichen Rechtsan­
wendung und der Einhaltung der so­
zialistischen Gesetzlichkeit über 
diese Problematik Klarheit schaffen.

HORST JUCH, Staatsanwalt
beim Generalstaatsanwalt der DDR
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